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1. Kapitel

Einleitung

§ 1 Themenstellung

In größeren Gesellschaften kann die Unternehmensführung nicht mehr von al-
len Gesellschaftern gemeinsam wahrgenommen werden. Vielmehr ist die Bildung
eines mit dieser Aufgabe betrauten Gremiums erforderlich. Damit dieses Gre-
mium seine Leitungsaufgabe sachgerecht erfüllen kann, bedarf es eines mög-
lichst großen Handlungsspielraums.1 Wie die Erfahrung allerdings gezeigt hat,
kann prinzipiell nicht erwartet werden, dass das „Management“ mit dem Kapital
anderer ebenso vorsichtig umgeht wie mit ihrem eigenen.2 Erforderlich ist also
zugleich eine effektive Überwachung der Leitungsverantwortlichen. Die schwie-
rige Aufgabe des Gesetzgebers besteht in diesem Zusammenhang darin, in Ab-
hängigkeit vom jeweiligen Vereinigungszweck einen Rechtsrahmen zu schaffen,
der sich zum Wohle aller beteiligten Interessengruppen als ein ausgewogenes
Verhältnis von notwendigem Handlungsspielraum und erforderlicher Kontrolle
darstellt. Für die Untersuchung der grundsätzlichen Fragestellung, wie und mit
welchen Mitteln eine getreue, wert- und erfolgsorientierte Unternehmensführung
sichergestellt und gewährleistet werden kann,3 hat sich in Wissenschaft und Pra-
xis mittlerweile der Begriff „Corporate Governance“ etabliert.4

Gemeinhin wird zwischen interner und externer Corporate Governance unter-
schieden.5 Die interne Corporate Governance betrifft das Kräftespiel innerhalb
der Korporation, die externe Corporate Governance demgegenüber unterneh-
mensexterne Akteure und Marktkräfte.6 Während die interne Corporate Govern-

1 Gower/Davies, Principles of Modern Company Law, S. 378 f.
2 Als Gründe hierfür werden vor allem das Streben nach eigenen Vorteilen sowie an-

dere Ansichten und Einstellungen zu der Art und Weise der Aufgabenerfüllung genannt
(vgl. Mallin, Corporate Governance, S. 12 f.).

3 Lutter, Jura 2002, 83, 84.
4 Hommelhoff/Mattheus, AG 1998, 249. Siehe ferner Schneider, DB 2000, 2413

(„Alter Wein in neuen Schläuchen“); Gower/Davies, Principles of Modern Company
Law, S. 377 („However, one could say that corporate governance, whether recognised
under that name or not, is a topic which is as old as the large company.“).

5 Hopt, ZHR 175 (2011), 444, 450; ders., ZGR 2000, 779, 782; Lutter, Jura 2002, 83,
86; Schwarz/Holland, ZIP 2002, 1661, 1662; Windbichler, Gesellschaftsrecht, S. 314.

6 Hopt, ZGR 2000, 779, 782; Lutter, Jura 2002, 83, 86; Schwarz/Holland, ZIP 2002,
1661, 1662.



ance somit auf ein ausgewogenes System von „checks and balances“ zwischen
den unternehmensinternen Leitungs- und Überwachungsakteuren setzt, stellt die
externe Corporate Governance die disziplinierenden Wirkungen des Marktes in
den Vordergrund.7 Dabei kommt einer funktionierenden internen Corporate Gov-
ernance umso größere Bedeutung zu, je weniger disziplinierende Wirkung von
den Märkten ausgeht.

Genossenschaften haben sich seit ihren Ursprüngen zu immer größeren Wirt-
schaftseinheiten mit umfangreichen Mitgliederzahlen entwickelt. In den meisten
von ihnen können Geschäftsführungsaufgaben bereits seit langem nicht mehr von
allen Mitgliedern gemeinsam wahrgenommen werden. „Corporate Governance“
war und ist daher auch im Hinblick auf die Genossenschaft zu untersuchen.

Die externe Corporate Governance ist bei Genossenschaften vergleichsweise
schwach ausgeprägt. Dieses Weniger an externer Kontrolle muss durch ein Mehr
an interner Kontrolle ausgeglichen werden, wenn für den Vorstand keine diskre-
tionären Handlungsspielräume entstehen sollen. Dafür ist ein starker Aufsichtsrat
allein jedoch nicht ausreichend. Vielmehr muss es den Mitgliedern auch aus ei-
gener Kraft möglich sein, Einfluss auf die Ausrichtung der Vorstandstätigkeit an
den Mitgliederbelangen auszuüben.

Die Einführung der Europäischen Genossenschaft (SCE) durch die Verordnung
Nr. 1435/2003 vom 22.07.2003 (SCE-VO)8 und die sich daraus ergebende Not-
wendigkeit des Erlasses eines deutschen Ausführungsgesetzes (SCEAG) bis zum
18.08.2006 nahm der Gesetzgeber zum Anlass, zugleich auch das deutsche Ge-
nossenschaftsgesetz zu reformieren.9 Daran anknüpfend geht die vorliegende Ar-
beit der Frage nach, ob das neue Genossenschaftsrecht der Kontrollfunktion der

24 1. Kap.: Einleitung

7 Siehe dazu Hopt, ZHR 175 (2011), 444, 450 u. 514 ff.; ders., ZGR 2000, 779, 782
u. 787 ff.; ders., in: Hommelhoff/Hopt/v. Werder (Hrsg.), Handbuch Corporate Govern-
ance, S. 36; Schwarz/Holland, ZIP 2002, 1661, 1663 f.

8 Abl. L 207/1 v. 18.08.2003.
9 BGBl. I S. 1911. Siehe ferner BT-Drucks. 16/1025 v. 23.03.2006 (Gesetzentwurf

der Bundesregierung) sowie BT-Drucks. 16/1524 v. 17.05.2006 (Beschlussempfehlung
und Bericht des Rechtsausschusses). Eine Genossenschaftsreform war im rechtswissen-
schaftlichen Schrifttum schon seit längerer Zeit gefordert worden. Siehe hierzu u. a. die
Beiträge von Beuthien, DB 2000, 1161 ff.; Blomeyer, DB 2000, 1741, 1744 ff.; Schaff-
land, in: Theurl/Greve (Hrsg.), Reform des Genossenschaftsrechts, S. 123 ff.; ders.,
ZfgG 51 (2001), 208 ff.; Schulze, in: Theurl/Greve (Hrsg.), Reform des Genossen-
schaftsrechts, S. 9 ff.; Ankele, in: Theurl/Greve (Hrsg.), Reform des Genossenschafts-
rechts, S. 117 ff.; Förstner-Reichstein/Weller, Novellierung des deutschen Genossen-
schaftsgesetzes, passim; Greve/Lämmert, in: Theurl/Greve (Hrsg.), Genossenschafts-
recht in Europa, S. 7 ff.; Steding, Genossenschaftsrecht, S. 179 ff.; ders., BuW 2004,
382 ff. Zur SCE siehe insbesondere Schulze, in: Schulze (Hrsg.), Europäische Genos-
senschaft, S. 1 ff.; ders., NZG 2004, 792 ff.; ders./Wiese, ZfgG 56 (2006), 108 ff.; Beu-
thien, ZfgG 57 (2007), 3 ff.; Hirte, DStR 2007, 2215 ff.; Krimphove, EuZW 2010,
892 ff.; ders., ZfgG 61 (2011), 45 ff.; El Mahi, DB 2004, 967 ff. sowie die Dissertatio-
nen von Wiese, Die Europäische Genossenschaft, passim, und Heß, Die Europäische
Genossenschaft, passim.



Mitglieder hinreichend Rechnung trägt, und untersucht dazu die Möglichkeiten,
die dieses Recht den Mitgliedern zur Einflussnahme auf den Vorstand mittels der
Generalversammlung gibt.

Mitgliederstärkere Genossenschaften sollen dabei im Fokus der Betrachtung
stehen, weil bei ihnen besonders große Handlungsspielräume für den Vorstand
entstehen können.10 Dies soll ein kurzer Überblick über die historische Entwick-
lung im Genossenschaftsrecht verdeutlichen. Nachfolgend wird sodann der Gang
der vorliegenden Untersuchung dargestellt.

§ 2 Historische Entwicklung

Zu Zeiten des ersten Genossenschaftsgesetzes, dem Preußischen Genossen-
schaftsgesetz vom 27.03.186711, waren Genossenschaften noch verhältnismäßig
kleine Wirtschaftseinheiten mit überschaubaren Mitgliederkreisen. Vor allem für
Menschen mit schwacher ökonomischer Ausgangssituation hatte es die mit der
voranschreitenden Industrialisierung einhergehende Zunahme des Wettbewerbs-
drucks notwendig gemacht, sich genossenschaftlich zusammenzuschließen, um
wirtschaftlich überleben zu können.12 Die Bündelung gleichartiger Individualbe-
dürfnisse half ihnen, sich selbst zu helfen, indem ihnen kollektiv möglich wurde,
wozu sie allein nicht wirtschaftlich (sinnvoll) in der Lage waren (kollektive
Selbsthilfe).13 Dementsprechend war der gemeinschaftliche Geschäftsbetrieb der
Genossenschaft anfangs als Hilfsbetrieb ausgestaltet und diente vornehmlich der
Bedarfsdeckung der Mitglieder.14 Organisationsrechtlich entsprach das Preußi-
sche Genossenschaftsgesetz diesen Gegebenheiten unter anderem dadurch, dass
es als zwingende Organe lediglich einen Vorstand und eine Generalversammlung
vorsah. Ein Aufsichtsrat konnte durch Satzungsbestimmung eingeführt werden
(vgl. § 27 Abs. 1 PreußGenG), soweit die Mitglieder einen solchen mit steigen-
der Mitgliederzahl für erforderlich hielten, um den Vorstand über ihre eigene

§ 2 Historische Entwicklung 25

10 Eine Mediatisierung des Mitgliedereinflusses durch Vertreterversammlungen (vgl.
§ 43a GenG) muss hierbei außer Betracht bleiben, da ihre sachgerechte Berücksichti-
gung den Rahmen der vorliegenden Untersuchung sprengen würde. Allgemein zur Ver-
treterversammlung auf der Grundlage des Genossenschaftsgesetzes vor der Reform von
2006: Beuthien, Die Vertreterversammlung eingetragener Genossenschaften, S. 5 ff.;
Noelle, Mitgliederrepräsentation in Genossenschaften mit Vertreterversammlung, pas-
sim. Siehe ferner Schmitz-Herscheidt, ZfgG 31 (1981), 319 ff. Auf Klein(st)genossen-
schaften wird allenfalls am Rande eingegangen. Ausführlich hierzu Geschwandtner/
Wittenberg, BB 2008, 1748.

11 Gesetz-Sammlung für die Königlichen Preußischen Staaten 1867 (Nr. 34), S. 501–
515, abgedruckt bei Beuthien/Hüsken/Aschermann, Materialien GenG, Bd. I, S. 1 ff.

12 Siehe hierzu Beuthien, Strukturwandel, S. 7; Laufs, JuS 1968, 311, 312; Stumpf,
JuS 1998, 701; Hirte, DStR 2007, 2166, 2167.

13 Vgl. Beuthien, Strukturwandel, S. 7 f.; Stumpf, JuS 1998, 701.
14 Beuthien, § 43 Rn. 21; ders., Strukturwandel, S. 45 u. 47; Bauer, § 43 Rn. 119.


